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Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland 2018/2019 
 

Deutsche Wirtschaft auch 2019 auf Wachstumskurs 

Entgegen einiger Unkenrufe wird 2019 in Deutschland nicht das Jahr 
des wirtschaftlichen Abschwungs sein. Ein überraschender Rückgang 
der Wertschöpfung im 3. Quartal 2018 im Vergleich zum Vorquartal 
hatte hier und da Befürchtungen eines einsetzenden Abschwungs 
heraufbeschworen. Aber im Jahr 2019 werden weiterhin die hohe 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Exporteure, der Arbeitsmarktboom 
und große Überschüsse in den öffentlichen Haushalten zum Tragen 
kommen. Die robuste Binnennachfrage bleibt dabei aller  
Voraussicht nach, wie bereits in den vergangenen Jahren, der Motor 
des Wachstums. Die führenden Wirtschaftsforschungsinstitute1 er-
warten für 2019 im Mittel ein BIP-Wachstum von 1,5 %. Das Wachs-
tum hat damit zwar etwas an Schwung verloren, liegt aber dennoch 
über dem Durchschnittswert der letzten zehn Jahre von 1,2 %, eine 
Rezession ist nicht in Sicht. 

 

Die konjunkturelle Lage in Deutschland stellt sich zum Jahreswechsel 
2018/2019 also weiterhin gut dar. Seit nunmehr neun Jahren ist das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) kontinuierlich angewachsen. Dies ist die 

                                                
1 Die Einschätzungen des vorliegenden Berichts fußen auf den Konjunktur-

berichten folgender deutscher Wirtschaftsforschungsinstitute und stellen 
ein Mittel der dort dargestellten Entwicklungen dar: DIW – Deutsches Insti-
tut für Wirtschaftsforschung, Berlin; HWWI – Hamburgisches Welt-
Wirtschafts-Institut; ifo – Institut für Wirtschaftsforschung, München; IfW – 
Institut für Weltwirtschaft, Kiel; IMK – Institut für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung in der Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf; IWH – Insti-
tut für Wirtschaftsforschung, Halle; RWI – Rheinisch-Westfälisches Institut 
für Wirtschaftsforschung, Essen. In wechselnder Zusammensetzung sind 
diese Institute auch im Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung vertreten. 
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längste Aufschwungsphase seit der deutschen Wiedervereinigung. 
Nach ersten Berechnungen des Statistischen Bundesamtes2 legte das 
preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2018 um 1,5 % zu. Die 
beiden vorrangegangenen Jahre war das Bruttoinlandsprodukt noch 
um 2,2 % gestiegen. Damit normalisiert sich das Wachstumstempo 
der deutschen Wirtschaft nach Jahren der Expansion in etwa auf 
Höhe der Potentialrate.  

Der Aufschwung der deutschen Wirtschaft bleibt trotz erheblicher 
Risiken robust. Die Eigendynamik der Konjunktur ist intakt. Der An-
stieg des privaten Konsums bleibt kräftig, gestützt auf stärker stei-
gende verfügbare Einkommen der Beschäftigten sowie den weiter 
zunehmenden Beschäftigungsaufbau. Auch die Investitionen setzen 
ihren Aufwärtstrend fort. Unterstützung leisten hierbei die fortbeste-
hende Niedrigzinspolitik der EZB und die steigenden Ausgaben des 
Staates.  

Die Risiken für die Entwicklung der deutschen Wirtschaft kommen 
vor allem von außen. Die von den USA ausgehenden Handelskonflik-
te, der drohende harte Brexit sowie das Haushaltsverhalten der ge-
genwärtigen Regierungskoalition in Italien können zu einer rapiden 
Verschlechterung des außenwirtschaftlichen Umfeldes führen. Hier-
durch würden die deutschen Exporte belastet und in der Folge die 
Investitionsbereitschaft der Unternehmen geschmälert. Mittelfristig 
geriete damit auch die robuste Binnennachfrage in Mitleidenschaft. 

 

Der kräftige globale Aufschwung hat sich gegen Ende 2018 etwas 
abgeschwächt. 2018 expandierte die Weltwirtschaft nach vorläufi-
gen Zahlen um 4,3 %. Im Jahr 2019 wird sich die globale konjunktu-
relle Dynamik im Durchschnitt der Erwartungen der führenden Wirt-
schaftsforschungsinstitute in Deutschland mit 3,6 % abermals leicht 
verlangsamen. Damit läge das jahresdurchschnittliche Wachstum der 
Weltwirtschaft aber noch leicht über dem langjährigen Durchschnitt 
von 3,5 % seit dem Jahr 1980.  

                                                
2 Statistisches Bundesamt (2019): Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen. 

Erste Jahresergebnisse. Fachserie 18 – Reihe 1.1. Wiesbaden. 



 

3 
 

Sowohl in den entwickelten Volkswirtschaften als auch in den 
Schwellenländern lässt das Tempo der Expansion etwas nach. Die 
derzeit großen politischen Unwägbarkeiten bergen Risiken für die 
Investitionen sowie den Konsum, und im Falle einer Eskalation des 
Handelsstreits mit den USA besteht auch die Gefahr einer weltwirt-
schaftlichen Rezession. Die hohe Verschuldung des Unternehmens-
sektors in China stellt zudem die Finanzstabilität des Landes vor er-
hebliche Probleme, die durch den Zollstreit mit den USA verschärft 
werden. 

Im Euroraum hat sich der Aufschwung 2018 flächendeckend fortge-
setzt. Erneut zeigten alle Länder der Gemeinschaftswährung ein 
deutlich positives Wirtschaftswachstum. Deutschland belegt mit einer 
Wachstumsrate von 1,5 % den vorletzten Platz der Euroländer, vor 
Italien, dessen Produktion um 1,1 % zulegte. Die wirtschaftliche 
Entwicklung im Euroraum insgesamt war mit 2,1 % wieder dynami-
scher als in Deutschland. Die EU insgesamt expandierte mit der glei-
chen Wachstumsrate wie die Eurozone. Allerdings zeigte sich in etli-
chen Ländern der EU die Konjunktur 2018 schwächer als ein Jahr 
zuvor. Für das Jahr 2019 erwarten die Institute für die Eurozone im 
Durchschnitt eine weitere Dämpfung des Wachstumstempos auf 
dann 1,7 %. 

Trotz des Wachstums ging die Arbeitslosigkeit in einigen Euroländern 
(insbesondere in Italien und Frankreich) nur wenig zurück und 
dämpfte die konjunkturelle Erholung. In Spanien ist die Arbeitslosen-
quote dagegen seit dem Jahr 2013 um mehr als zehn Prozentpunkte 
gesunken, liegt aber immer noch über dem Vorkrisenniveau des Jah-
res 2007. In Portugal könnte die Arbeitslosenquote 2018 sogar den 
niedrigsten Stand seit 16 Jahren erreichen. Mit rund 20 % weist 
Griechenland nach wie vor die höchste Arbeitslosenquote in der Eu-
rozone auf. 3 

Grundstücks- und Wohnungswirtschaft verzeichnete einen 
Zuwachs um 1,1 % 

Die Wirtschaftsleistung ist 2018 in nahezu allen Wirtschaftsbereichen 
in Deutschland gestiegen. Nur die Land- und Forstwirtschaft ver-
zeichnete einen Rückgang der Wertschöpfung. Überdurchschnittlich 
stark entwickelten sich die Wirtschaftsbereiche Information und 
Kommunikation mit +3,7 % und das Baugewerbe mit +3,6 %. Beide 
Wirtschaftsbereiche verzeichneten damit jeweils den höchsten Zu-
wachs der vergangenen vier Jahre. Der Bereich Handel, Verkehr, 
Gastgewerbe (+2,1 %) steigerte seine preisbereinigte Bruttowert-
schöpfung ebenfalls überdurchschnittlich. Erstmals seit fünf Jahren 
lag dabei die konjunkturelle Dynamik im Produzierenden Gewerbe 
unter der im Dienstleistungsbereich.  

So legte 2018 das Produzierende Gewerbe (ohne Baugewerbe), das 
gut ein Viertel der Gesamtwirtschaft ausmacht, mit +1,0 % unter-

                                                
3 Statistisches Bundesamt (2019): Bruttoinlandsprodukt 2018 für Deutsch-

land. Begleitmaterial zur Pressekonferenz. Wiesbaden. 
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durchschnittlich zu. Dieser im Vergleich zu den Vorjahren deutlich 
schwächere Zuwachs ist zum Teil Sondereffekten wie den Produkti-
onsrückgängen in der deutschen Automobilindustrie aufgrund von 
technischen Problemen bei der Zertifizierung von Abgasemissionen 
und Kraftstoffverbrauch geschuldet. 

 

Die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft, die im Jahr 2018 rund 
10,6 % der gesamten Bruttowertschöpfung erzeugte, konnte ihre 
Bruttowertschöpfung deutlich um 1,1 % erhöhen. 2017 war sie so-
gar um 1,4 % gewachsen. Traditionell liegt die Wachstumsrate der 
Grundstücks- und Wohnungswirtschaft leicht unter dem Durch-
schnitt. Dies unterstreicht die tendenziell geringere Konjunkturab-
hängigkeit der Immobiliendienstleister. So hatte die Branche bei-
spielsweise im Krisenjahr 2009 als einer der wenigen Wirtschaftsbe-
reiche ein positives Wachstum aufzuweisen. Nominal erzielte die 
Grundstücks- und Immobilienwirtschaft 2018 eine Bruttowertschöp-
fung von 325 Milliarden EUR.  



 

5 
 

 

Höhenflug auf dem deutschen Arbeitsmarkt hielt 2018 an –  
Zuwanderung sank leicht 

Die Zahl der Erwerbstätigen erreichte 2018 den höchsten Stand seit 
1991. Rund 44,8 Millionen Erwerbstätige trugen zur Wirtschaftsleis-
tung in Deutschland bei. Nach ersten Berechnungen des Statistischen 
Bundesamtes waren im Jahr 2018 rund 562.000 Personen mehr er-
werbstätig als ein Jahr zuvor. Dieser Anstieg von 1,3 % resultiert 
hauptsächlich aus einer Zunahme der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung. Wie schon in den Vorjahren glichen eine höhere Er-
werbsbeteiligung sowie die Zuwanderung von Arbeitskräften aus 
dem Ausland die altersbedingten demografischen Effekte aus. 

Isoliert betrachtet hätte die Alterung der Bevölkerung das Arbeits-
kräfteangebot im Jahr 2018 um 310.000 Personen schrumpfen las-
sen.4 Für das Jahr 2019 ist nach Berechnungen des Institutes für Ar-
beitsmarkt und Berufsforschung (IAB) in Nürnberg ein Demografie-
effekt von -330.000 Erwerbspersonen zu erwarten. 

Damit das Erwerbspersonenpotenzial auch in Zukunft nicht 
schrumpft, müsste die Nettozuwanderung nach Modellrechnungen 
des IAB5 im Zeitraum 2015 bis 2025 einen Zugewinn von rund 
450.000 erwerbsfähigen Personen pro Jahr, zwischen 2026 bis 2035 
etwa 600.000 zugewanderte Erwerbsfähige pro Jahr und zwischen 
2036 bis 2050 rund 550.000 zugewanderte Erwerbsfähige pro Jahr 
netto betragen. 

                                                
4 IAB (2018): Aufschwung bleibt, verliert aber an Tempo, IAB-Kurzbericht 

21/2018. Nürnberg. 
5 IAB (2015): Zuwanderungsbedarf aus Drittstaaten in Deutschland bis 

2050. Bertelsmann-Stiftung. Gütersloh. 
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Das kontinuierliche Wirtschaftswachstum und der anhaltend günsti-
ge Trend der Arbeitsmarktentwicklung haben Deutschland in den 
Jahren seit 2010 zu einem Hauptwanderungsziel der EU-Binnen-
migration werden lassen. Die tatsächliche Nettozuwanderung im Jahr 
2017 (Ausländer und Deutsche) wird vom Statistischen Bundesamt 
auf 416. 000 Personen beziffert. Sie liegt damit deutlich unter der 
Nettozuwanderung des Jahres 2016 (-17 %) ist aber im langjährigen 
Rückblick eher als hoch einzuschätzen. Gegenüber dem Jahr 2015, 
das durch eine einmalig sehr hohe Flüchtlingszuwanderung geprägt 
war, hat sich die Nettozuwanderung 2017 mehr als halbiert.  

Nach ersten groben Berechnungen für 2018 geht das Statistische 
Bundesamt von einem weiteren leichten Absinken des Zuwande-
rungssaldos auf nur noch 400.000 Personen aus. Für das laufende 
Jahr 2019 wird sich dieser Trend fortsetzen. Mittel- bis langfristig 
droht die Nettozuwanderung in Deutschland auf ein Niveau abzusin-
ken, welches das natürliche Geburtendefizit nicht mehr ausgleichen 
kann.  

Wachstumsimpulse kamen 2018 vor allem aus dem Inland 

Positive Wachstumsimpulse kamen 2018 vor allem vom Konsum und 
den Investitionen: Sowohl die privaten als auch die staatlichen Kon-
sumausgaben waren höher als im Vorjahr. Die Zuwächse fielen mit 
+1,0 % beziehungsweise +1,1 % aber deutlich niedriger aus als in 
den letzten drei Jahren.  

Die preisbereinigten Bruttoinvestitionen insgesamt, zu denen neben 
den Bruttoanlageinvestitionen noch die Vorratsveränderungen gehö-
ren, legten 2018 im Vorjahresvergleich um 4,8 % zu. Die Bruttoan-
lageinvestitionen, zu denen zum einen Ausrüstungen für den Pro-
duktionsprozess und zum anderen die Bauinvestitionen zählen, wa-
ren preisbereinigt um 3,0 % höher als 2017. In Ausrüstungen – das 
sind vor allem Maschinen und Geräte sowie Fahrzeuge –  wurde 4,5 
% mehr investiert als im Vorjahr.  
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Die Bauinvestitionen stiegen um 3,0 %; vor allem in den öffentlichen 
Tiefbau wurde deutlich mehr investiert als ein Jahr zuvor. Die sonsti-
gen Anlagen, zu denen unter anderem die Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung gehören, lagen um 0,4 % über dem Vorjahresni-
veau. Zu einem merklichen Vorratsaufbau führte unter anderem der 
bereits beschriebene Sondereffekt in der Automobilindustrie.  

 

Die deutschen Ausfuhren legten im Jahresdurchschnitt 2018 weiter 
zu, aber nicht mehr so stark wie in den Vorjahren: Die preisbereinig-
ten Exporte von Waren und Dienstleistungen waren um 2,4 % höher 
als 2017. Die Importe nahmen im gleichen Zeitraum mit +3,4 % 
stärker zu. Der nominale Außenbeitrag hat im Vergleich zu 2017 um 
etwa 14 Milliarden Euro abgenommen. Da die Importe schneller 
stiegen als die Exporte war der Außenbeitrag zum Wirtschaftswachs-
tum negativ und bremste die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung 
um -0,2 Prozentpunkte. 

Der Konsum trug mit einem Wachstumsbeitrag von 0,7 Prozent-
punkten knapp die Hälfte zum Wachstum des BIP bei. Der Beitrag 
der Bruttoanlageinvestitionen lag leicht darunter bei 0,6 Prozent-
punkten. Der Rest des Wertschöpfungszuwachses entfällt auf einen 
merklichen Vorratsaufbau, der unter anderem auf die beschriebenen 
Sondereffekte in der Automobilindustrie zurückzuführen ist. 
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Eckdaten zur Konjunkturentwicklung in Deutschland 

 
 

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

    
    

Veränderung in % gegenüber dem Vor-
jahr (reale Entwicklung) 

       

Reales Bruttoinlandsprodukt  0,5   2,2   1,7   2,2   2,2   1,5  1,5 

     Privater Konsum  0,6  1,0  1,7  2,1  1,8  1,0 1,5 

     Konsumausgaben des Staates 1,4 1,5 2,9 3,7 1,4 1,1 1,9 

     Bauinvestitionen -1,1 2,2 -1,4 3,8 2,9 3,0 3,1 

     Wohnungsbauinvestitionen -0,8 3,0 -0,7 5,0 3,0 3,7 4,0 

     Exporte 1,7 4,7 5,3 2,3 4,6 2,4 3,2 

Arbeitsmarkt        

Erwerbstätige in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 42.319 42.671 43.071 43.642 44.269 44.837 45.241 

     Veränderung in % gegenüber Vorjahr  0,6  0,8 0,9 1,3 1,4 1,3 0,9 

Arbeitslose in Tsd. (Jahresdurchschnitt) 2.950 2.898 2.795 2.691 2.533 2.340 2.170 

... Arbeitslosenquote* 6,9 6,7 6,4 6,1 5,7 5,2 4,8 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.1; 2018 erste vorläufige Ergebnisse; Bundesagentur für Arbeit, Arbeitslosig-
keit im Zeitverlauf; Werte für 2019 Schätzung nach Instituten und Bundesregierung Ende 2018/Anfang 2018 
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Die Entschleunigung der Weltkonjunktur dürfte nach Meinung der 
Institute, gepaart mit der weniger expansiven Geldpolitik, dazu füh-
ren, dass die Ausrüstungsinvestitionen 2019 weniger stark steigen. 
Die Vorzeichen für den privaten Verbrauch sind dagegen weiterhin 
sehr günstig. Der Arbeitsmarkt expandiert und die Löhne steigen 
kräftig. Zudem werden die Sozialabgaben der Arbeitnehmer durch 
die Wiedereinführung der paritätischen Finanzierung der Kranken-
versicherung entlastet. Im Mittel der Prognosen dürfte der Konsum 
deshalb 2019 um 1,5 % und damit etwas stärker als 2018 zulegen. 
Eine gewisse Erholung wird auch der Exportwirtschaft bescheinigt. 
Mit einem Plus von 3,2 % könnte sie wieder stärker wachsen als 
2018. Bei weiterhin stärker steigenden Importen wird allerdings auch 
2019 ein negativer Außenbeitrag erwartet. 

Weiterhin gute Stimmung im Wohnungsbau – Kapazitätseng-
pässe führen zu deutlichen Preissteigerungen 

Die Bauinvestitionen insgesamt stiegen im Jahr 2018 um 3,0 % und 
übertrafen damit leicht die Wachstumsrate des Vorjahres (2,9 %). 
Der Wohnungsbau entwickelte sich wie in den Vorjahren überdurch-
schnittlich und stieg um 3,7 %, während die Nichtwohnbauten le-
diglich um 1,9 % zulegten.  

Der öffentliche Hoch- und Tiefbau entwickelte sich dabei deutlich 
dynamischer als im Vorjahr (5,2 %). Wobei hier die Musik vor allem 
im öffentlichen Tiefbau spielte. Viele Gemeinden verfügen mittler-
weile über die notwendigen „freien Spitzen“ um neue Investitions-
projekte anzustrengen, zumindest aber den Eigenanteil für die nach 
wie vor verfügbaren Mittel aus dem Kommunalinvestitionsförde-
rungsfonds abzurufen.  
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Die gewerbliche Wirtschaft zögert offensichtlich trotz der weiterhin 
guten wirtschaftlichen Entwicklung auch in Betriebsgebäude zu in-
vestieren. Mit einer Wachstumsrate von nur 0,5 % stagnierte der 
gewerbliche Bau quasi auf Vorjahresniveau. 

In den Neubau und die Modernisierung der Wohnungsbestände flos-
sen 2018 rund 215 Milliarden EUR. Das günstige Zinsumfeld, die sehr 
vorteilhafte Arbeitsmarktentwicklung und die mittlerweile auch recht 
ordentlichen Lohnabschlüsse werden die Nachfrage nach Wohnim-
mobilien auch 2019 hochhalten.  

Die hohe Nettozuwanderung steigert die Nachfrage nach Wohnraum 
zusätzlich deutlich. Gepaart mit Umzügen innerhalb Deutschlands ist 
vor allem die Wohnraumnachfrage in den Städten anhaltend hoch. 
Hinzu kommen kräftige Impulse von Seiten des Staats, wie das neu 
eingeführte Baukindergeld und Sonderabschreibungen für den 
Mietwohnungsbau.  

Angesichts der florierenden Geschäfte gerät die Auslastung der 
Bauwirtschaft zunehmend an Grenzen. Im vierten Quartal 2018 lag 
die Kapazitätsauslastung im Baugewerbe unverändert hoch bei 81%. 
Im Ausbaugewerbe erreichte die Auslastung mit 82% dabei noch 
etwas höhere Werte als im Bauhauptgewerbe (81 %). Selbst in dem 
durch die Wiedervereinigung ausgelösten Bauboom in den neunziger 
Jahren war die Auslastung im Bauhauptgewerbe in der Spitze mit 
rund 70% deutlich geringer. Die hohe Kapazitätsauslastung im Bau-
gewerbe hat bereits zu einem deutlichen Preisauftrieb geführt. Die 
Preise für den Neubau von Wohngebäuden in Deutschland lagen im 
November 2018 um 4,8 % über dem Vorjahresniveau. Dies ist der 
stärkste Anstieg der Baupreise seit über zehn Jahren. 

Der Preisauftrieb bei den Baupreisen wird die Nachfrage nach Bau-
leistungen etwas bremsen. Dennoch dürften die Wohnungsbauinves-
titionen auch 2019 Motor der Bauwirtschaft bleiben. Nach Schät-
zung der Institute dürften sie um rund 4 % steigen. Der Zuwachs bei 
den Bauinvestitionen insgesamt wird dagegen die 3-Prozentmarke 
kaum überschreiten. 

Wohnungsbaugenehmigungen wieder mit Zuwachs – 2019 
weitere Zunahme erwartet 

Im Jahr 2018 dürften nach letzten Schätzungen Genehmigungen für 
rund 352.000 neue Wohnungen auf den Weg gebracht worden sein. 
Dies entspricht einem leichten Zuwachs von 1,2 % gegenüber dem 
Vorjahr. Der Genehmigungsboom ist damit nicht beendet, das 
Wachstum schlägt allerdings im Vergleich zu den Vorjahren eine 
deutlich langsamere Gangart ein.  
 
Dabei markiert der deutliche Baugenehmigungsrückgang im Jahr 
2017 einen Sondereffekt, ausgelöst durch die Verschärfung der 
Energieeinsparverordnung (EnEV) im Jahr zuvor. Die betroffenen 
Bauherren wollten sich durch eine vorgezogene Genehmigung der 
Vorhaben schlicht eine Durchführung nach dem alten Standard si-
chern. Dazu war ein vorgezogener Bauantrag bis Ende Dezember 
2015 ausreichend. Die Baugenehmigung hingegen wurde oft erst 
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einige Monate später erteilt und in der Statistik erfasst. Seit Anfang 
2016 gilt die verschärfte EnEV, die ein deutliches Plus an Bauwerks-
kosten von 7 % verursacht.6 

 

Der Mietwohnungsneubau legte 2018 etwas über dem Durchschnitt 
zu (+2,2 %). Deutlich stärker zogen hingegen die Zahlen für neu 
genehmigte Eigentumswohnungen an (+9,5%). Mit rund 96.000 
neu genehmigten Mietwohnungen wurden 2018 aber erneut mehr 
Miet- als Eigentumswohnungen auf den Weg gebracht.  Insgesamt 
lag das Genehmigungsvolumen im Geschosswohnungsbau bei 
182.000 Wohneinheiten – im Vergleich zum Vorjahr eine Steigerung 
um 5,6 %. 

 

                                                
6 ARGE//eV und InWIS (2016): Instrumentenkasten für wichtige Handlungs-

felder der Wohnungspolitik. Bochum. 

Baugenehmigungen 

 
 2017 2018* 
 

Januar bis 
Dezember 

Januar bis 
Dezember 

Veränderung 
gegen Vorjah-
reszeitraum  

    

Anzahl der genehmigten Wohnungen    

Genehmigungen insgesamt (einschl. Bestandsmaßnahmen) 347.882 352.000 1,2 % 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Ein- und Zweifamilienhäusern 112.987 111.000 -1,8 % 

        davon Einfamilienhäuser 90.773 90.000 -0,9 % 

                   Zweifamilienhäuser 22.214 21.000 -5,5 % 

dar.: Wohnungen (Neubau) in Mehrfamilienhäusern 172.404 182.000 5,6 % 

        davon: Eigentumswohnungen 78.515 86.000 9,5 % 

                    Mietwohnungen 93.889 96.000 2,2 % 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bautätigkeitsstatistik; *2018 eigene Schätzung auf Grundlage der Statistik bis 11/2018 
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Die Genehmigungen bei Ein- und Zweifamilienhäusern waren 2018 
erneut leicht rückläufig und sanken auf 111.000 Einheiten. Damit 
liegt das Genehmigungsvolumen im Geschosswohnungsbau nun 
bereits seit sieben Jahren über dem im Ein- und Zweifamilienhausbau 
– und das mit steigender Tendenz. 

Insgesamt kann bei einem Genehmigungsvolumen von rund 352.000 
Wohnungen im Jahr 2018 davon ausgegangen werden, dass etwa 
182.000 dieser neu genehmigten Wohnungen zur Vermietung zur 
Verfügung stehen werden. Dabei wird berücksichtigt, dass auch von 
den neu genehmigten Ein- und Zweifamilienhäusern sowie von den 
Eigentumswohnungen ein Teil vermietet wird, die in Wohnheimen 
erstellten Wohnungen vollständig sowie ein Großteil der durch Maß-
nahmen im Bestand erstellten Wohneinheiten den Mietwohnungen 
zuzurechnen sind. 

Im laufenden Jahr 2019 wird das Genehmigungsvolumen angesichts 
der weiter günstigen Nachfrageindikatoren erneut moderat zulegen. 
Denn nach wie vor ist die Nachfrage nach Wohnraum in den Städten 
groß, wenngleich viele Haushalte neuerdings wieder in das nahe 
Umland abwandern.  

Allmählich fallen zudem wichtige Impulse für den Wohnungsneu-
bauboom schwächer aus. Die großen Zentralbanken haben den Aus-
stieg aus der ultralockeren Geldpolitik eingeleitet. Die US-Notenbank 
hat bereits die Leitzinsen behutsam erhöht. Und auch die EZB hat 
angekündigt, das Anleihenkaufprogramm zu beenden und eine 
geldpolitische Normalisierung herbeizuführen. Dies zeigt sich bereits 
im leichten Anstieg der Zinsen für Wohnungsbaukredite. 

Das Genehmigungsvolumen dürfte in diesem Zuge 2019 deutlich 
schwächer als in den Boomjahren um knapp 2,3 % auf 360.000 
Wohneinheiten steigen.  

Bautätigkeit nimmt weiter zu – aber nach wie vor zu wenig 
preisgünstige Mietwohnungen  

Die Baufertigstellungen vollziehen die Dynamik bei den Baugeneh-
migungen mit einer zeitlichen Verzögerung von ein- bis eineinhalb 
Jahren nach. 2018 werden die fertig gestellten Wohnungen deshalb 
noch durch den vorausgegangenen Genehmigungsboom geprägt 
sein. Mit rund 300.000 fertig gestellten Wohnungen wird die Zahl 
der neu errichteten Wohnungen 2018 voraussichtlich nochmals um 
5 % gestiegen sein. Im laufenden Jahr 2019 dürfte die Dynamik bei 
den Wohnungsfertigstellungen zurückgehen, so dass die Zahl der 
neu errichteten Wohnungen 2019 nur noch auf etwa 310.000 Woh-
nungen wachsen dürfte. Dieser Zuwachs wird weiterhin schwer-
punktmäßig von einer Ausweitung des Mehrfamilienhausbaus getra-
gen werden. Dabei dürften 2018 erstmals mehr Mietwohnungen als 
Eigentumswohnungen fertig gestellt werden. Eine Entwicklung, die 
sich bei den Baugenehmigungen bereits seit 2016 abzeichnet. 

In Deutschland müssten zwischen 2018 und 2025 allerdings rund 
326.000 Wohnungen pro Jahr neu gebaut werden. Davon werden 
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rund 80.000 Wohnungen pro Jahr im sozialen Mietwohnungsbau 
und weitere 60.000 Wohnungen im preisgünstigen Marktsegment 
benötigt, insgesamt also 140.000 Mietwohnungen im bezahlbaren 
Segment. Dies ergibt sich aus eine Modellrechnung auf Grundlage 
verschiedener Wohnungsmarktprognosen.7 Basisannahme ist dabei 
eine relativ hohe Nettozuwanderung nach Deutschland, die im 
Durchschnitt der Jahre 2018 bis 2025 rund 300.000 Personen pro 
Jahr beträgt. Derzeit liegt die Zuwanderung mit knapp 400.000 
deutlich höher als dieser Durchschnittswert. Für den gesamten Be-
trachtungszeitraum wird aber mit einem allmählichen Absinken der 
Zuwanderung gerechnet.  

Die Modellrechnung berücksichtigt zudem einen aufgestauten Nach-
holbedarf auf den Wohnungsmärkten, der sich aufgrund der zu ge-
ringen Bautätigkeit in den Jahren 2010 bis 2017 ergeben hat. Woh-
nungen fehlen insbesondere in Großstädten, Ballungszentren und 
Universitätsstädten. Hier hat es in den vergangenen Jahren enorme 
Versäumnisse der Wohnungsbaupolitik gegeben. Es wurde schlicht 
zu wenig gebaut. Bereits vor der seit 2015 breit diskutierten Flücht-
lingszuwanderung hat sich in Deutschland ein Wohnungsdefizit auf-
gebaut. 

 

Spätestens mit der deutlichen Trendwende bei der Zuwanderung, die 
im Jahr 2010 begann, entstanden in Deutschland jedes Jahr deutlich 
weniger Wohnungen als rechnerisch erforderlich gewesen wären. 
Ende 2017 betrug dieser rechnerische Wohnungsfehlbetrag rund 
eine Million Wohnungen.  

Da ein Großteil dieses durch die Bautätigkeit nicht befriedigten Be-
darfs aber zeitlich bereits sehr weit zurückliegt und unterstellt wer-
den kann, dass die Ungleichgewichte durch Elastizitäten auf der 
Nachfrage- wie auf der Angebotsseite des Wohnungsmarktes zu-

                                                
7 Pestel-Institut (2015): Modellrechnung zu den langfristigen Kosten und 

Einsparungen eines Neustarts des sozialen Wohnungsbaus sowie Einschät-
zung des aktuellen und mittelfristigen Wohnungsbedarfs. Hannover sowie 
eigene Fortschreibung 
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mindest teilweise ausgeglichen sind, berücksichtigt die Modellrech-
nung nur einen Nachholbedarf von einem Drittel des sich rechnerisch 
ergebenden Fehlbestandes an Wohnungen, der in den kommenden 
acht Jahren abgebaut werden sollte.  

Die Wohnungsbautätigkeit in einer Größenordnung von 326.000 
Wohnungen pro Jahr ist somit erforderlich, um erstens bei einer Net-
tozuwanderung von 300.000 Personen jährlich den jeweils aktuellen 
Wohnungsbedarf abzudecken und zweitens zusätzlich das bis Ende 
2017 aufgelaufene Wohnungsdefizit abzubauen.  

Insbesondere beim preisgünstigen Wohnungsbau besteht das Delta 
zwischen Wohnungsbedarf und Bautätigkeit nach wie vor fort. Dies 
führt vor allem eines vor Augen: Es braucht ein konzertiertes Han-
deln aller Akteure und gezielte Förderung von Bund, Ländern und 
Kommunen, um bestehende Hürden für mehr bezahlbaren Woh-
nungsbau aus dem Weg zu räumen.  

Zu Lösung dieser gesamtgesellschaftlichen Aufgabe muss insbeson-
dere der Bund im Zusammenspiel mit den Ländern weiterhin Ver-
antwortung für den Sozialen Wohnungsbau übernehmen. 
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